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nicht generell verfassungswidrig sei. Diese Feststellung 
des Urteils erging ebenfalls mit fünf gegen vier Richter­
stimmen und wurde in erster Linie mit der akademischen 
Freiheit begründet, derzufolge die Universität sich ihre 
Bewerber aussuchen könne. Erst danach wurde unterstri­
chen, daß es die Folgen jahrhundertelanger Diskriminie­
rung auszumerzen gelte.

Das Oberste Gericht stellte also zwei Grundsätze auf: •
1. Ein Zulassungsverfahren, das eine festgesetzte Zahl 

von Studienplätzen für Bewerber aus „benachteiligten 
Gruppen“ (rassischen und ethnischen Minderheiten) reser­
viert, verstößt gegen den 14. Verfassungszusatz und gegen 
das Bürgerrechtsgesetz.
' 2. Die Verfassung verbietet aber nicht generell, bei der
Studienzulassung die Zugehörigkeit eines Bewerbers zu 
einer Minderheit mitzubeachten.

Die bürgerliche Presse hat dieses Urteil ausdrücklich 
begrüßt und mit dem Attribut „salomonisch“ versehen.23

Ein weit differenzierteres und für sich selbst sprechen­
des Bild erhält man aber bei einer näheren Betrachtung 
des Sondervotums von Richter M a r s h a l l ,  des einzigen 
Afroamerikaners unter den neun Richtern des Obersten 
Gerichts der USA, die diesen Fall zu entscheiden hatten. 
Er führte aus: „Ich stimme mit dem Urteil nur insoweit 
überein, als es einer Universität erlaubt, die Rasse eines 
Bewerbers bei der Aufnahmeentscheidung zu berücksich­
tigen. Ich stimme nicht zu, daß das Aufnahmeprogramm 
des Antragstellers (Universität von Kalifornien — H.-J. H.) 
die Verfassung verletzt. Es muß daran erinnert werden, 
daß während des größten Teils der vergangenen 200 Jahre 
die Verfassung, wie sie durch diesen Gerichtshof interpre­
tiert wurde, nicht die erfinderischsten und durchdringen­
den Formen der Diskriminierung von Negern verbot. Jetzt, 
da ein Staat handelt, um die Auswirkungen dieser Erb­
schaft der Diskriminierung abzubauen, kann ich nicht 
glauben, daß dieselbe Verfassung als ein Hindernis ent­
gegensteht.“24

Richter Marshall führte weiter aus, daß es nicht nur 
ein bißchen ironisch sei, wenn das Gericht nicht bereit ist, 
„nach jahrhundertelanger Diskriminierung der Neger als 
Klasse“ Reformen zu gestatten, die den Negern als Klasse 
zugute kämen. Das Urteil übersehe, daß die Neger nicht 
als Individuen an sich diskriminiert worden seien, son­
dern auf Grund ihrer Hautfarbe. Deshalb sei es schwer zu 

’ akzeptieren, wenn sie nicht eine größere Förderung ent­
sprechend dem 14. Verfassungszusatz erhalten könnten. Die 
Rasse müsse heute durch die gesellschaftlichen Institutio­
nen entsprechend berücksichtigt werden, um eine tatsäch­
liche Integration zu erreichen. Daraus ergebe sich die Not­
wendigkeit der „affirmative action“-Programme, die nun 
alle durch das Urteil beeinflußt werden könnten.

Nachdem Richter Marshall seine Ausführungen mit 
Fakten über den äußerst unbefriedigenden Stand der Ras­
senintegration belegt hat, kommt er zu dem Schluß: „Ich 
fürchte, wir haben einen Kreis geschlossen. Nach dem 
Bürgerkrieg begann unsere Regierung verschiedene .affir­
mative action'-Programme. Dieser Gerichtshof hat in den 
Bürgerrechtsfällen und in der Entscheidung Plessy gegen 
Ferguson die Bewegung zur völligen Gleichheit zerstört. 
Nahezu ein Jahrhundert lang wurde keine Aktion unter­
nommen, und dieses Nichtstun hatte die stillschweigende 
Billigung der Gerichte. Dann hatten wir die Entscheidung 
Brown g^en Topeka Board of Education und die Bürger­
rechtsgesetze des Kongresses, denen zahlreiche .affirma­
tive action'-Programme folgten. Jetzt tritt dieses Gericht 
erneut dazwischen, diesmal, um die .affirmative action'- 
Programme von der an der Universität von Kalifornien 
benutzten Art zu beenden.“23

Richter Marshall machte damit einen Eindruck sehr 
deutlich, der im Zusammenhang mit der Rechtsprechung 
des Obersten Gerichts der USA immer wieder entsteht und 
den die amerikanische Autorin C. Z i t г о n in dem Satz 
zusammenfaßt: „Nur im Fall eines die Nichtweißen be­

vorzugenden Handelns konnten sie (die Richter — H.-J. H.) 
eine Verletzung der Verfassung feststellen.“23

Zugang der Minderheiten zur Berufsausbildung

Während der Zugang zur Hochschulbildung einen relativ 
kleinen Prozentsatz von Angehörigen der nationalen Min­
derheiten angeht, betrifft der Zugang zur Berufsausbil­
dung die Masse der Bevölkerung. Diese Frage ist um so 
akuter, als die Kommunistische Partei der USA auf ihrem 
XXII. Parteitag im August 1979 einschätzte: „Während die 
rassistische Haltung im Volk generell etwas nachgelassen 
hat, hat sich die rassistische Einstellung der Unternehmer 
nicht grundlegend geändert.“22 Demzufolge treffe die per­
manente Krise in den USA auch die Farbigen besonders 
stark: „Die Arbeitslosenrate unter den Schwarzen, ein­
schließlich derer, die die Suche nach Arbeit aufgegeben 
haben und die teilbeschäftigt sind, weil sie keine Vollbe­
schäftigung finden können, beträgt 23,1 Prozent. Oder an­
ders ausgedrückt: Jeder vierte Arbeiter ist erwerbslos.“28

Daher tut auf diesem Gebiet die „affirmative action" 
besonders not. Weil auch sie einer Bewertung durch das 
Oberste Gericht unterlag, erscheint das am 27. Juni 1979 
ergangene Urteil in dem Fall United Steelworkers of 
America gegen Weber (78 — 435) besonders bedeutsam.29

In diesem Verfahren1 ging es um ein Ausbildungspro­
gramm, das der Aluminiumkonzern Kaiser in Gramercy 
(Louisiana) mit der Stahlarbeitergewerkschaft vereinbart 
hatte. In diesem Ort leben nahezu 40 Prozent Farbige; 
unter den Arbeitern der Fabrik sind aber nur 15 Prozent 
Afroamerikaner und bei den Facharbeitern gar nur 
1,8 Prozent. Diese Zusammensetzung erschien selbst der 
Konzernleitung untragbar, so daß man ein Ausbildungs­
programm aufstellte, das vor allem afroamerikanische Ar­
beiter qualifizieren sollte. Das Kriterium für die Teil­
nahme war die Dauer der Betriebszugehörigkeit, wobei 
aber 50 Prozent der Plätze für Afroamerikaner reserviert 
wurden. 1974 wurden 13 Arbeiter, darunter 7 Farbige in 
den Kurs aufgenommen.39 Mehrere weiße Mitarbeiter, die 
bereits länger in dem Konzern arbeiteten, wurden zugun­
sten der 7 Afroamerikaner abgewiesen. Daraufhin erhob 
der weiße Arbeiter Weber eine Gruppenklage, weil die 
Abgewiesenen sich auf Grund ihrer Hautfarbe diskrimi­
niert fühlten.

Während die beiden Gerichtsinstanzen in Louisiana im 
Sinne des Klägers entschieden, wies das Oberste Gericht 
der USA die Klage ab. Demnach darf zur „Erzielung ras­
sischer Ausgewogenheit“ eine vorrangige Ausbildung far­
biger Arbeiter vorgenommen werden. Private „affirmative 
action" ist somit verfassungsgemäß und entspricht dem
14. Verfassungszusatz.

Diese Entscheidung des Obersten Gerichts muß im Zu­
sammenhang mit dem Fall Bakke überraschen. In beiden 
Fällen handelt es sich um Maßnahmen, die dem Ziel die­
nen, bisher offensichtlich diskriminierte Bewerber stärker 
zu fördern, auch wenn sie bestimmte Voraussetzungen — 
Dauer der Betriebszugehörigkeit in dem einen, Noten­
durchschnitt im anderen Fall — nicht erfüllen. Dennoch 
kommen beide Urteile zu einem unterschiedlichen Ergeb­
nis. Wurde Bakke zugestanden, daß er als Weißer diskri­
miniert worden sei, so lehnte das Gericht dies bei Weber 
ab. Zwangsläufig erregte damit die Urteilsbegründung 
großes Interesse.

Das Oberste Gericht hob zum einen hervor, daß es bei 
Weber um eine private Vereinbarung und nicht um ho­
heitliches Handeln ging. Damit stelle sich nicht die Frage 
einer Verletzung der Verfassung, sondern lediglich die 
einer Übertretung des VII. Titels des Bürgerrechtsgesetzes. 
Diese Gesetzesbestimmung habe man vor dem Hinter-, 
grund ihrer historischen Entstehung zu sehen, und dem­
nach sei ja gerade eine entsprechende Förderung der Far­
bigen in der Wirtschaft ihr Ziel. Vor 1964 seien die Afro­
amerikaner weitgehend auf ungelernte Arbeit angewiesen


